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Erschliefungsmafinahme Nr. 42231 - Braunsberg -
- Beschluss zu Stellungnahmen

Beschlussvorschlag:

@->

Der Planungsausschuss hilt an der Planung zur ErschlieBungsmafBBnahme Nr. 42231 —
Braunsberg — fest. Die im Rahmen der Beteiligung der Offentlichkeit sowie der Behdrden und

sonstigen Tragern 6ffentlicher Belange eingereichten Anregungen von

T 1 Rhein.-Berg. Kreis, Der Landrat werden beriicksichtigt,
B 1 Herrn Meyer werden zuriickgewiesen,

B 2 Herrn Andreas Lindner und Frau Renate Lindner werden zuriickgewiesen.
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Sachdarstellung / Begriindung:
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Eine Teilfldche der seit dem 08.01.2001 rechtsverbindlichen Klarstellungs- und Ergénzungssatzung
Nr. 4223 — Braunsberg — soll erschlossen werden, um eine Bebauung nach § 34 BauGB zu
ermoglichen. Die Flidchen befinden sich abgesehen von dem Flurstiick Nr. 1124 im Eigentum der
Katholischen Kirche Herkenrath. Die Planung der BGL Barysch Grede de Lamboy Architekten
GmbH, Bergisch Gladbach, sieht auf den Flichen der Kirche acht Doppelhaushélften vor. Die
geplante ErschlieBungsanlage setzt sich aus der eigentlichen ErschlieBungsstrale sowie der
nordwestlich anschlieBenden Anlage zur Beseitigung des Niederschlagswassers in Form einer
Versickerungsmulde zusammen.

Die rechtliche Voraussetzung fiir die Herstellung von ErschlieBungsanlagen ist i.d.R. ein
rechtskriftiger Bebauungsplan. Liegt ein Bebauungsplan nicht vor, ist die Erstellung einer
ErschlieBungsanlage moglich, wenn stattdessen ein Verfahren nach § 125 Abs.2 BauGB
durchgefiihrt wird. In diesem Verfahren ist ein 6kologisches Ausgleichskonzept zu erarbeiten, und
es sind die von der ErschlieBungsmalnahme betroffenen Biirger und Behorden zu beteiligen. Sofern
in der Betroffenenbeteiligung Bedenken vorgebracht werden, muss eine Abwagung nach § 1 Abs. 7
BauGB im Planungsausschuss als dem zusténdigen Fachausschuss stattfinden.

Im Rahmen des fiir den Bau der ErschlieBungsstraf3e erforderlichen Verfahrens nach § 125 BauGB
wurde in der Zeit vom 05.10.2007 bis 02.11.2007 eine Betroffenenbeteiligung mittels Aushang
durchgefiihrt. Zugleich wurde den von der Planung beriihrten Behorden und sonstigen Tragern
offentlicher Belange Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben.

Zur Umsetzung der ErschlieBungsmafinahme wird die Stadt nach Abschluss der
Betroffenenbeteiligung einen ErschlieBungsvertrag mit der BGL Barysch Grede de Lamboy
Immobilien GmbH, Bergisch Gladbach, abschlieBen. Da der Bau der ErschlieBungsstrae einen
Eingriff in Natur und Landschaft darstellt, wurde vom Biiro NARDUS, Niimbrecht-Elsenroth, im
Januar 2007 eine Eingriffs-/Ausgleichsbilanz erstellt. Das Gutachten wurde auf Plausibilitét gepriift.
Das ermittelte Defizit von 1.040 Punkten wird mit einer Kompensationsmallnahme aus dem
stidtischen Okokonto verrechnet. Der ErschlieBungsvertrag wird entsprechende Regelungen
enthalten.

Die abwédgungsrelevanten Anregungen und Bedenken werden im Folgenden in Kurzfassung mit der
Stellungnahme des Biirgermeisters dargestellt. Kopien dieser Schreiben sind den Fraktionen
zugegangen. Die Originale kdnnen bei Fachbereich 6-611 eingesehen werden.

T1 Rheinisch-Bergischer-Kreis mit Schreiben vom 02.11.2007

Kurzfassung

Untere Landschaftsbehorde:

Die Untere Landschaftsbehorde weist darauf hin, dass neben der ErschlieBungsstra3e auch die fiir
die ordnungsgeméfle Entsorgung des Niederschlagswassers erforderliche Versickerungsmulde Teil
der ErschlieBungsanlage ist. Damit unterliege die Versickerungsmulde ebenfalls der
Eingriffsregelung und beeintrachtige die in der Klarstellungs- und Ergidnzungssatzung Nr. 4223
— Braunsberg — festgesetzte Kompensationsmalnahme auf dem Flurstiick Nr. 1092. Die ULB regt
daher eine entsprechende Uberarbeitung der Eingriffs-/Ausgleichsbilanz des Biiros NARDUS,
Niimbrecht-Elsenroth, vom Januar 2007 an, welche lediglich den Eingriff durch die
ErschlieBungsstral3e bilanziert.




KreisstraBenbau- und Unterhaltung, OPNV und Verkehr:
Es wird darauf hingewiesen, dass auf ausreichende Sichtdreiecke an der Zufahrt zur L 289 zu achten
ist.

Stellungnahme des Biirgermeisters

Untere Landschaftsbehorde:

Der Eingriff in die Kompensationsfliche wurde durch Ergdnzung der Eingriffs-/Ausgleichsbilanz
des Planungsbiiros Nardus, Niimbrecht-Elsenroth, vom Januar 2007 durch den Fachbereich 7-36
neu berechnet. Die Eingriffsfliche der Versickerungsmulde von 750m? wird in Differenz zur
vorgesechenen  Obstwiese iiber das stddtische Okokonto ausgeglichen. Um  den
Wachstumsbedingungen der Obstbdume gerecht zu werden, sind die Obstbdume talseits der Mulde
in einem Abstand von mind. 10m zur Bdschungsoberkante anzupflanzen. Da bergseits der Mulde
kein ausreichender Abstand fiir die Obstbdume gewihrleistet werden kann, werden hier ersatzweise
fiinf Bdume gepflanzt, die fiir diesen Standort geeignet sind. Die Mallnahmen werden iiber einen
stadtebaulichen Vertrag gesichert.

KreisstraBenbau- und Unterhaltung, OPNV und Verkehr:
Die Sichtverhéltnisse an der Zufahrt zur L 289 sind ausreichend berticksichtigt.

B1 Lothar Meyer, Braunsberg 69, 51429 Bergisch Gladbach mit Schreiben vom
31.10.2007

Kurzfassung

Der Einwender erhebt Bedenken gegen die ErschlieBung seines Grundstiickes (Flst. Nr. 283/142)
von hinten und von der Seite, da sie fiir ihn nicht erforderlich ist. Er befiirchtet, dass ihm durch die
Malinahme Kosten entstehen (einmalige ErschlieBungskosten sowie Folgekosten wie z.B.
Stralenreinigungskosten, etc.) und das Thema Einfriedigungskostenverteilung der Grundstiicke
durch die ErschlieBungsstra3e auler Kraft gesetzt wird.

Fiir den Fall, dass fiir ihn durch die ErschlieBungsstrale Kosten entstehen, bittet er um eine
Abinderung der Planung, so dass sein Grundstiick von der neuen Straf3e nicht erschlossen wird.

Stellungnahme des Biirgermeisters

Die Herstellung der geplanten ErschlieBungsstrale wird iiber einen ErschlieBungsvertrag auf
einen Dritten iibertragen. Erschlieungstriager ist in diesem Fall die BGL Barysch Grede de Lamboy
Immobilien GmbH, Bergisch Gladbach. Die Stadt hat somit keine Aufwendungen fiir die
Herstellung der Straf3e und erhebt keine ErschlieBungsbeitréige.

Die ErschlieBungsanlage wird nach mingelfreier Herstellung durch die Stadt tibernommen und wird
damit eine Offentliche ErschlieBungsanlage. Aufgrund ihrer untergeordneten Funktion als
Anliegerstralle obliegt in der Regel ausschlieBlich den Anliegern die Pflicht zur Reinigung und
Winterwartung (Reinigungsklasse S2 der Straenreinigungs- und Gebiihrensatzung vom
01.01.2007), d.h. es fallen keine Gebiihren an. Lediglich fiir den Fall, dass die Mehrheit der
Anlieger die StraBenreinigung durch die Stadt wiinscht und diese fiir das Reinigungsfahrzeug
machbar ist, kdme die Reinigungsklasse S1 mit einer entsprechenden Gebiihr von zz. 1,16 € je
Frontmeter jdhrlich in Betracht. Dies ist jedoch sehr unwahrscheinlich. Beide Félle werden als
zumutbar fiir den Einwender angesehen.



Die Einfriedigungspflicht fiir Grundstiicke sowie die Fragen der Kostenverteilung sind im
Nachbarrechtsgesetz NRW geregelt. Danach teilen sich benachbarte Grundstiickseigentiimer in der
Regel die Kosten fiir die Herstellung und Unterhaltung von Einfriedigungen. Fiir Einfriedigungen
zwischen Grundstiicken und den an sie angrenzenden offentlichen Verkehrsflachen, 6ffentlichen
Griinflichen und oberirdischen Gewéssern gilt dies nicht (§ 39 NachbG NRW). Dies bedeutet, dass
der Einwender als Eigentiimer des Flurstiicks 283/142 fiir die Einfriedigung seines Grundstiickes im
Bereich der angrenzenden, geplanten ErschlieBungsstrale zukiinftig ausschlieBlich verantwortlich
ist. Dies wird ebenfalls als zumutbar angesehen. In dem betroffenen Bereich ist bereits heute eine
Einfriedigung in Form eines Zaunes vorhanden. Eventuelle Schiden an der Einfriedigung durch den
Bau der ErschlieBungsstra3e sind durch den ErschlieBungstrager zu beheben bzw. entsprechend zu
entschidigen.

Da im ungiinstigsten Fall nur mit sehr geringen Folgekosten fiir den Einwender zu rechnen ist, und
es sich um eine wirtschaftliche ErschlieBung handelt, wird von einer Anderung der Planung
abgesehen.

B2  Andreas und Renate Lindner, Braunsberg 63, 51429 Bergisch Gladbach mit Schreiben
vom 31.10.2007

Kurzfassung

Nach Meinung der Einwender (Flurstiick Nr. 1122) passt die geplante ErschlieBungsstra3e mit der
geplanten neuen Siedlung nicht in das vorhandene Landschafts- und Ortsbild. Laut einer
Verdffentlichung der katholischen Kirche Herkenrath sei eine Siedlung mit 12 Hausern geplant. Fiir
eine dem Ortsbild angepasste Bebauung mit 4 Hiusern (max. 2 Héuser in 2 Reihen) wére eine
Straf3e in solch einem Umfang nicht notwendig.

Die Einwender sehen in den geplanten BaumalBnahmen eine Verschlechterung ihrer Lebens- und
Wohnqualitit.

Sie bringen vor, dass die Grundstiicke direkt an ein Landschaftsschutzgebiet grenzen und die dort
lebenden Tierarten durch das Vorhaben in ihrem Lebensraum weiter zuriickgedriangt werden.
Weiterhin bitten die Einwender um Uberpriifung, ob die vorgeschriebenen AbstandsmaBe zur in
unmittelbarer Nidhe befindlichen Ferngasleitung durch die Planung eingehalten werden.

Stellungnahme des Biirgermeisters

Die der Verwaltung vorliegende Planung der BGL Architekten sieht maximal acht statt der
erwiahnten 12 Hiuser vor. Hierbei unberiicksichtigt ist das an der Landesstrale L 289 liegende
Flurstiick Nr. 1124, welches sich nicht im Besitz der Kirchengemeinde befindet. Die geplante
Bebauung ist nach § 34 BauGB (rechtskriftige Klarstellungs- und Erginzungssatzung Nr. 4223 —
Braunsberg —) zuldssig. Fiir eine geordnete stddtebauliche Entwicklung ist daher die geplante
ErschlieBungsstraBe in dem dargestellten Umfang notwendig. Die Bebaubarkeit des Flurstiicks
Nr. 1124 richtet sich ebenfalls nach § 34 BauGB.

Eine Verschlechterung der Lebens- und Wohnqualitédt durch die geplante Straf3e bzw. Bebauung ist
nicht ersichtlich.

Das Gebiet der Klarstellungs- und Ergénzungssatzung Nr. 4223 — Braunsberg — befindet sich bis auf
die westliche Spitze des Flurstiicks Nr. 1092 (Teil der Ausgleichsfliche) auBerhalb des
Landschaftsschutzes. Somit ist das Landschaftsschutzgebiet weder durch die geplante
ErschlieBungsstrae noch durch die geplante Versickerungsmulde betroffen.

Die vorhandene Ferngasleitung fillt in den Zustdndigkeitsbereich der RWE Westfalen-Weser-Ems
Netzservice GmbH (Thyssengas GmbH). Sie befindet sich nordwestlich der geplanten
MaBnahme und durchlduft das Flurstiick Nr. 1092 in der westlichen Spitze. Die RWE Westfalen-
Weser-Ems Netzservice GmbH sieht ihre Belange durch die geplante ErschlieBungsanlage
einschlieBlich  Versickerungsmulde nicht beriihrt. Im Rahmen der Umsetzung der
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Ausgleichsmafinahme auf dem Flurstiick Nr. 1092 wird ein entsprechender Schutzstreifen von 8m
Breite beriicksichtigt.

Mit der Abwigung bzw. dem Beschluss im Planungsausschuss ist das Verfahren
abgeschlossen. Da das Verfahren nach § 125 BauGB nicht mit der Aufstellung einer Satzung endet,
ist ein Satzungsbeschluss nicht erforderlich.

Anlagen

e Ubersichtsplan
e Lageplan ErschlieBungsmaBBnahme
e Lageplan Bebauung

<@



	Stadt Bergisch Gladbach 
	Öffentlich
	Nichtöffentlich
	Tagesordnungspunkt 
	T 1 Rheinisch-Bergischer-Kreis mit Schreiben vom 02.11.2007 
	B 1 Lothar Meyer, Braunsberg 69, 51429 Bergisch Gladbach mit Schreiben vom 31.10.2007 
	B 2 Andreas und Renate Lindner, Braunsberg 63, 51429 Bergisch Gladbach mit Schreiben vom 31.10.2007 
	Anlagen 


